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1. Einleitung
1. Einleitung1. EinleitungMit dem Vertrag von Lissabon vom 13. Dezember 2007, in Kraft seit 1. Dezember 2009,
wurde das Nebeneinander von EU und EG beendet. Seither gibt es nur noch die Europäi-
sche Union mit eigener Rechtspersönlichkeit. Ihr rechtliches Fundament bilden drei Ver-
träge, die weiterhin nebeneinander bestehen. Diese sind der Vertrag über die Europäische
Union (EUV) und der Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV);
daneben gibt es weiterhin der Euratom-Vertrag. Ergänzt wurden die neuen Verträge
durch zahlreiche Protokolle und Erklärungen. Alle drei Verträge sind rechtlich gleichran-
gig. Das Unionsrecht ersetzt das bisherige Gemeinschaftsrecht. Mit dem Vertrag von
Lissabon wurde die Europäische Union um neue Ziele – wie kulturelle Vielfalt und soziale
Marktwirtschaft – ergänzt, verbunden mit weiteren Tätigkeitsbereichen wie etwa Touris-
mus, Katastrophenschutz und Energieversorgung. Gestärkt wurden auch die Befugnisse
des Europäischen Parlaments als Mitgesetzgeber mit dem Rat sowie die Rolle der nationa-
len Parlamente. Diese können bei einem Rechtsschutzverfahren der EU dann eingreifen,
wenn ein bestimmtes Problem besser auf Ebene der einzelnen Mitgliedstaaten geregelt
werden kann (Subsidiaritätsprinzip). Weiters wurde das Rechtsschutzsystem gestärkt und
die Zuständigkeit des Gerichtshofes der EU ausgeweitet.

Das EU-Recht wirkt auf unterschiedliche Weise in den Mitgliedstaaten. So ersetzt oder
determiniert es das nationale Recht inhaltlich, soweit die EU die ihr übertragenen Rechts-
setzungszuständigkeiten wahrgenommen hat: nationale Gerichte und Behörden vollzie-
hen Verordnungen und mitgliedstaatliche Gesetzgeber setzen Richtlinien um. Daneben
wirkt das EU-Recht über die primärrechtlichen subjektiven Rechte: diese fungieren als
Rechtmäßigkeitsmaßstab für nationales Recht im Rahmen der den Mitgliedstaaten ver-
bliebenen oder von der EU nicht ausgeübten Zuständigkeiten. Insbesondere die Grund-
freiheiten des Binnenmarkts in wirtschaftlich relevanten und die Freizügigkeit nach
Art 21 Abs 1 AEUV in sozialrechtlichen Sachverhalten haben bis jetzt als Kompetenzaus-
übungsschranken – ähnlich wie nationale Grundrechte – den Spielraum vor allem natio-
naler Gesetzgeber eingeschränkt. Die eigenständige Bedeutung der EU-Grundrechte in
diesem Wirkungszusammenhang war bisher eher gering. Zwar ist allgemein anerkannt,
dass die EU-Grundrechte den Bürger nicht nur vor der Hoheitsgewalt schützen, sondern
auch die Mitgliedstaaten binden (müssen), wenn diese Unionsrecht „durchführen“ (so
Art 51 Abs 1 EU-Grundrechtecharta), also insbesondere Verordnungen vollziehen oder
Richtlinien umsetzen; wie weit diese Bindung an EU-Grundrechte darüber hinausreicht,
ist im Einzelnen aber umstritten. Während etwa das deutsche Bundesverfassungsgericht
zu Gunsten der Anwendung nationaler Grundrechte eine eher restriktive Auffassung
vertritt, neigt der EuGH in seiner Rechtsprechung hingegen zu einer Ausweitung dieser
Bindungswirkung.
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2. Verträge
2. Verträge2. VerträgeSeit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon gibt es nur noch das Unionsrecht der
neuen EU, die an die Stelle der EG getreten ist. Als Universalsukzessor der EG über-
nimmt die EU alle internen und externen Rechte und Pflichten der EG auf der Grund-
lage des bis 30.11.2009 geltenden primären und sekundären Gemeinschaftsrechts. Das
Primärrecht bildet das Recht der höchsten Stufe in der Europarechtsordnung und um-
fasst insbesondere die beiden Grundlagenverträge EUV und AEUV in ihrer jeweils aktu-
ellen Fassung. Beide Verträge sind einander gleichrangig und unterscheiden sich nur da-
durch, dass der (kürzere) Vertrag über die Europäische Union (EUV) Grundlagen- und
Rahmenbestimmungen enthält, deren Einzelheiten im (erheblich längeren) Vertrag
über die Arbeitsweise der Union (AUEV) mit spezielleren Normen ausgeführt sind.
Zum Primärrecht gehören weiters gleichrangig die allgemeinen Rechtsgrundsätze aus
den gemeinsamen Rechtstraditionen der Mitgliedstaaten oder dem Völkerrecht sowie
die Grundrechtecharta (GRC). Zum Sekundärrecht gehören das interne Gesetzesrecht
der Union, wie die in Art 288 AEUV angeführte Verordnung, Richtlinie und Beschlüsse,
sowie die nach Art 218 AEUV abgeschlossenen völkerrechtlichen Verträge.

Für die Union wurde durch die Ausweitung der Zuständigkeiten des Europäischen Ge-
richtshofs (EuGH) ein vollständiges Rechtsschutzsystem geschaffen. Die Aufgaben des
EuGH umfassen die Kontrolle der Anwendung, die Auslegung und die Fortbildung des
EU-Rechts. Damit korrespondiert ein Recht des Einzelnen auf einen effektiven gericht-
lichen Schutz seiner Rechte aus der EU-Rechtsordnung. Dieser Individualanspruch ver-
pflichtet nunmehr gemäß Art 19 Abs 1 EUV die Mitgliedstaaten zur Schaffung wirksamer
Rechtsschutzregelungen hinsichtlich aller unmittelbar geltenden Individualansprüche aus
dem EU-Recht und damit auch zu unionskonformer Auslegung und Anwendung des
nationalen Immobilienrechts. Als eigenständige Materie entfaltet das Unionsrecht An-
wendungsvorrang gegenüber dem gesamten staatlichen Recht einschließlich der Ver-
fassung und deren Strukturprinzipien.

Das Unionsrecht ist supranationales Recht und eine eigenständige Rechtsordnung ne-
ben dem Völkerrecht und dem Recht der EU-Mitgliedstaaten. Damit verbunden ist die
Verpflichtung zu unionskonformer Auslegung auch des nationalen Immobilien-
rechts; dies ergibt sich aus der autonomen Geltung des Unionsrechts und seiner Durch-
griffswirkung bei der Begründung von Rechten und Pflichten Einzelner. Nach der
Rechtsprechung des EuGH hat der Vorrang des Unionsrechts zur Folge, dass entgegen-
stehendes innerstaatliches Recht „ohne weiteres unanwendbar wird“. Demnach dürfen
die innerstaatlichen Organe der Verwaltung und Gerichtsbarkeit eine dem Unionsrecht
widersprechende Norm nicht anwenden. Nach weiterer Auffassung des EuGH geht
Unionsrecht auch innerstaatlichem Verfassungsrecht vor. Da auch Österreich den Vor-
rang des EU-Rechts als Bestandteil des acquis communautaire mit dem Beitrittsvertrag
übernommen hat, ist dieser Vorrang des Unionsrechts auch vor dem einfachen Verfas-
sungsrecht unbestritten (Klamert, EU-Recht 26 ff).

EuGH 19.9.2002, C-336/00, Huber: Soweit das Gemeinschaftsrecht einschließlich sei-
ner allgemeinen Rechtsgrundsätze keine gemeinsamen Vorschriften enthält, sind nach
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ständiger Rechtsprechung beim Vollzug einer Gemeinschaftsregelung durch die zu-
ständigen nationalen Behörden die im Recht des betreffenden Mitgliedstaats vorgesehen
Form- und Verfahrensvorschriften einzuhalten. Der Rückgriff auf die nationalen Vor-
schriften ist jedoch nur in dem zur Durchführung des Gemeinschaftsrechts erforder-
lichen Umfang und insoweit möglich, wie die Anwendung dieser nationalen Vorschrif-
ten die Tragweite und Wirksamkeit des Gemeinschaftsrechts einschließlich seiner allge-
meinen Grundsätze nicht beeinträchtigt.

OGH 28.4.2022, 3 Ob 216/21t: Nach ständiger Rechtsprechung des Obersten Gerichts-
hofs darf eine richtlinienkonforme Interpretation den normativen Gehalt der nationalen
Regelung nicht grundlegend neu bestimmen. Sie darf einer nach Wortlaut und Sinn ein-
deutigen nationalen Regelung keinen durch die nationalen Auslegungsregeln nicht er-
zielbaren abweichenden oder gar entgegengesetzten Sinn geben. Sie kommt allein dann
zur Anwendung, wenn das nationale Recht dem Rechtsanwender einen Spielraum ein-
räumt.

2.1. Vertrag über die Europäische Union (EUV), ABl 2012 C 326
2.1. Vertrag über die Europäische Union (EUV), ABl 2012 C 3262.1.1. Artikel 2 – Grundwerte der EU

Die Werte, auf die sich die Union gründet, sind die Achtung der Menschenwürde, Freiheit, De-
mokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschenrechte einschließ-
lich der Rechte der Personen, die Minderheiten angehören. Diese Werte sind allen Mitglied-
staaten in einer Gesellschaft gemeinsam, die sich durch Pluralismus, Nichtdiskriminierung,
Toleranz, Gerechtigkeit, Solidarität und die Gleichheit von Frauen und Männern auszeichnet.

EuGH 2.7.1996, C-290/94, KOM/Griechenland: Nach gefestigter Rechtsprechung ent-
binden der Vorrang und die unmittelbare Wirkung der Bestimmungen des Gemein-
schaftsrechts die Mitgliedstaaten nicht von der Pflicht, diejenigen Bestimmungen ihrer
innerstaatlichen Rechtsordnung aufzuheben, die mit dem Gemeinschaftsrecht unver-
einbar sind, denn ihre Beibehaltung führt zu Unklarheiten tatsächlicher Art, weil die be-
troffenen Normadressaten über die Möglichkeiten, sich auf das Gemeinschaftsrecht zu
berufen, in einem Zustand der Ungewissheit gelassen werden.

2.1.2. Artikel 3 – Völkerrecht
(1) Ziel der Union ist es, den Frieden, ihre Werte und das Wohlergehen ihrer Völker zu fördern.
(2) Die Union bietet ihren Bürgerinnen und Bürgern einen Raum der Freiheit, der Sicherheit
und des Rechts ohne Binnengrenzen, in dem – in Verbindung mit geeigneten Maßnahmen in
Bezug auf die Kontrollen an den Außengrenzen, das Asyl, die Einwanderung sowie die Verhü-
tung und Bekämpfung der Kriminalität – der freie Personenverkehr gewährleistet ist.
(3) Die Union errichtet einen Binnenmarkt. Sie wirkt auf die nachhaltige Entwicklung Euro-
pas auf der Grundlage eines ausgewogenen Wirtschaftswachstums und von Preisstabilität, eine
in hohem Maße wettbewerbsfähige soziale Marktwirtschaft, die auf Vollbeschäftigung und so-
zialen Fortschritt abzielt, sowie ein hohes Maß an Umweltschutz und Verbesserung der Um-
weltqualität hin. Sie fördert den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt.
Sie bekämpft soziale Ausgrenzung und Diskriminierungen und fördert soziale Gerechtigkeit
und sozialen Schutz, die Gleichstellung von Frauen und Männern, die Solidarität zwischen den
Generationen und den Schutz der Rechte des Kindes.
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Sie fördert den wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusammenhalt und die Solidarität
zwischen den Mitgliedstaaten.
Sie wahrt den Reichtum ihrer kulturellen und sprachlichen Vielfalt und sorgt für den Schutz
und die Entwicklung des kulturellen Erbes Europas.
(4) Die Union errichtet eine Wirtschafts- und Währungsunion, deren Währung der Euro ist.
(5) In ihren Beziehungen zur übrigen Welt schützt und fördert die Union ihre Werte und Inte-
ressen und trägt zum Schutz ihrer Bürgerinnen und Bürger bei. Sie leistet einen Beitrag zu Frie-
den, Sicherheit, globaler nachhaltiger Entwicklung, Solidarität und gegenseitiger Achtung un-
ter den Völkern, zu freiem und gerechtem Handel, zur Beseitigung der Armut und zum Schutz
der Menschenrechte, insbesondere der Rechte des Kindes, sowie zur strikten Einhaltung und
Weiterentwicklung des Völkerrechts, insbesondere zur Wahrung der Grundsätze der Charta
der Vereinten Nationen.
(6) Die Union verfolgt ihre Ziele mit geeigneten Mitteln entsprechend den Zuständigkeiten, die
ihr in den Verträgen übertragen sind.

EuGH 5.3.1996, C-46/93, Brasserie: Es wird im Völkerrecht der Staat, dessen Haftung we-
gen Verstoßes gegen eine völkerrechtliche Verpflichtung ausgelöst wird, ebenfalls als Ein-
heit betrachtet, ohne daß danach unterschieden wird, ob der schadensverursachende Ver-
stoß der Legislative, der Judikative oder der Exekutive zuzurechnen ist. Dies gilt umso mehr
in der Gemeinschaftsrechtsordnung, als alle staatlichen Instanzen einschließlich der Legis-
lative bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die vom Gemeinschaftsrecht vorgeschriebenen Nor-
men, die die Situation des Einzelnen unmittelbar regeln können, zu beachten haben.

2.1.3. Artikel 4 – Zuständigkeiten
(1) Alle der Union nicht in den Verträgen übertragenen Zuständigkeiten verbleiben gemäß Ar-
tikel 5 bei den Mitgliedstaaten.
(2) Die Union achtet die Gleichheit der Mitgliedstaaten vor den Verträgen und ihre jewei-
lige nationale Identität, die in ihren grundlegenden politischen und verfassungsmäßigen
Strukturen einschließlich der regionalen und lokalen Selbstverwaltung zum Ausdruck kommt.
Sie achtet die grundlegenden Funktionen des Staates, insbesondere die Wahrung der territori-
alen Unversehrtheit, die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und den Schutz der nati-
onalen Sicherheit. Insbesondere die nationale Sicherheit fällt weiterhin in die alleinige Verant-
wortung der einzelnen Mitgliedstaaten.
(3) Nach dem Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit achten und unterstützen sich die
Union und die Mitgliedstaaten gegenseitig bei der Erfüllung der Aufgaben, die sich aus den
Verträgen ergeben.
Die Mitgliedstaaten ergreifen alle geeigneten Maßnahmen allgemeiner oder besonderer Art zur
Erfüllung der Verpflichtungen, die sich aus den Verträgen oder den Handlungen der Organe
der Union ergeben.
Die Mitgliedstaaten unterstützen die Union bei der Erfüllung ihrer Aufgabe und unterlassen
alle Maßnahmen, die die Verwirklichung der Ziele der Union gefährden könnten.

Der EuGH hat mit Urteil vom 19.4.2016 in der Rechtssache C-441/14, DI das Verhältnis
von Unions- und mitgliedstaatlichem Recht klargestellt und sich zur Pflicht der nationa-
len Gerichte zur Berücksichtigung der unionsrechtlichen Rechtsprechung geäußert.
Dabei betont der EuGH erneut, dass die nationalen Gerichte verpflichtet sind, entspre-
chende Normen innerhalb der vom EuGH aufgestellten Schranken unionsrechtskonform
auszulegen. Gegebenenfalls müsse eine gefestigte nationale Rechtsprechung geändert
werden.
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EuGH 7.12.2006, C-306/05, SGAE: Die einheitliche Anwendung des Gemeinschafts-
rechts und der Gleichheitssatz verlangen, dass die Begriffe einer Vorschrift des Gemein-
schaftsrechts, die für die Ermittlung ihres Sinnes und ihrer Tragweite nicht ausdrücklich
auf das Recht der Mitgliedstaaten verweisen, in der Regel in der gesamten Gemeinschaft
autonom und einheitlich auszulegen sind. Das Prinzip der einheitlichen Wirkung und
Geltung des Gemeinschaftsrechts (Uniformitätsprinzip) besagt, dass alle Gemein-
schaftsnormen im gesamten Gemeinschaftsgebiet einheitlich ausgelegt und angewandt
werden sollen.

EuGH 13.3.2007, C-432/05, Unibet: Der Grundsatz des effektiven gerichtlichen Rechts-
schutzes ist ein allgemeiner Grundsatz des Gemeinschaftsrechts, der sich aus den gemein-
samen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten ergibt, in den Art 6 und 13 MRK
verankert ist und auch von Art 47 der am 7. Dezember 2000 in Nizza proklamierten
Charta der Grundrechte der Europäischen Union bekräftigt worden ist. Insoweit haben
die nationalen Gerichte aufgrund ihrer Mitwirkungspflicht aus Art 10 EGV den Schutz
der Rechte zu gewährleisten, die dem Einzelnen aus dem Gemeinschaftsrecht erwachsen.
Der Grundsatz effektiven gerichtlichen Schutzes der dem Einzelnen durch das Gemein-
schaftsrecht verliehenen Rechte ist dahin auszulegen, dass er verlangt, dass die Rechtsord-
nung eines Mitgliedstaats die Möglichkeit vorsieht, vorläufige Maßnahmen zu treffen, bis
das zuständige Gericht über die Vereinbarkeit nationaler Bestimmungen mit dem Ge-
meinschaftsrecht entschieden hat, wenn der Erlass solcher Maßnahmen erforderlich ist,
um die volle Wirksamkeit der späteren Gerichtsentscheidung über das Bestehen der be-
treffenden Rechte sicherzustellen.

EuGH 24.5.2007, C-157/05, Holböck: Nicht jede nationale Maßnahme, die nach dem
31.12.1993 erlassen worden ist, ist schon allein deswegen von der Ausnahmeregelung
des fraglichen Gemeinschaftsrechtsakts ohne weiteres ausgeschlossen. Eine Vorschrift,
die im Wesentlichen mit der früheren Regelung übereinstimmt oder nur ein Hindernis,
das nach der früheren Regelung der Ausübung der gemeinschaftlichen Rechte und Frei-
heiten entgegenstand, abmildert oder beseitigt, fällt unter die Ausnahmeregelung des
Art 57 Abs 1 EGV. Beruht dagegen eine Regelung auf einem anderen Grundgedanken
als das frühere Recht und führt sie neue Verfahren ein, so kann sie den Rechtsvorschrif-
ten, die zu dem im betreffenden Gemeinschaftsrechtsakt genannten Zeitpunkt bestehen,
nicht gleichgestellt werden.

EuGH 21.6.2007, C-231/06, Jonkman: Die Mitgliedstaaten sind nach dem in Art 10 EGV
vorgesehenen Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit verpflichtet, die rechtswidrigen
Folgen eines Verstoßes gegen das Gemeinschaftsrecht zu beheben. Daher sind die Be-
hörden des betreffenden Mitgliedstaats verpflichtet, aufgrund eines auf ein Vorabent-
scheidungsersuchen ergangenen Urteils, aus dem sich die Unvereinbarkeit nationaler
Rechtsvorschriften mit dem Gemeinschaftsrecht ergibt, die allgemeinen oder besonde-
ren Maßnahmen zu ergreifen, die geeignet sind, die Beachtung des Gemeinschafts-
rechts in ihrem Hoheitsgebiet zu sichern. Den Behörden verbleibt die Wahl der zu er-
greifenden Maßnahmen, doch müssen sie insbesondere dafür sorgen, dass das nationale
Recht so schnell wie möglich mit dem Gemeinschaftsrecht in Einklang gebracht und den
Rechten, die dem Bürger aus dem Gemeinschaftsrecht erwachsen, die volle Wirksamkeit

fb-euimmorecht_2_König.book  Seite 5  Montag, 1. August 2022  10:29 10



2. Verträge

König, EU-Immobilienrecht2, Linde6   

verschafft wird. In einem derartigen Fall der Feststellung einer gemeinschaftsrechtswid-
rigen Diskriminierung ist das nationale Gericht gehalten, eine diskriminierende natio-
nale Bestimmung außer Anwendung zu lassen, ohne dass es ihre vorherige Aufhebung
durch den Gesetzgeber beantragen oder abwarten müsste.

EuGH 12.2.2008, C-2/06, Kempter: Zwar verbietet das Gemeinschaftsrecht den natio-
nalen Gerichten nicht, von Amts wegen die Frage eines Verstoßes gegen gemein-
schaftsrechtliche Bestimmungen zu prüfen, wenn sie durch die Prüfung dieser Frage
die von den Parteien bestimmten Grenzen des Rechtsstreits überschreiten müssten. Es
müssen jedoch diese Gerichte die rechtlichen Gesichtspunkte, die sich aus einer zwin-
genden Gemeinschaftsvorschrift ergeben, von Amts wegen aufgreifen, wenn sie nach
dem nationalen Recht verpflichtet oder berechtigt sind, dies im Fall einer zwingenden
Vorschrift des nationalen Rechts zu tun.

EuGH 21.2.2008, C-426/05, Tele 2: Nach ständiger Rechtsprechung folgt aus den An-
forderungen sowohl der einheitlichen Anwendung des Gemeinschaftsrechts als auch
des Gleichheitsgrundsatzes, dass Begriffe einer gemeinschaftsrechtlichen Bestimmung,
die für die Ermittlung ihres Sinnes und ihrer Bedeutung nicht ausdrücklich auf das
Recht der Mitgliedstaaten verweisen, in der Regel in der gesamten Gemeinschaft eine
autonome und einheitliche Auslegung erhalten müssen, die unter Berücksichtigung
des Kontextes der Bestimmung und des mit der Regelung verfolgten Ziels gefunden wer-
den muss.

VwGH 17.4.2008, 2008/15/0064: Nationales Recht, das im Widerspruch zu unmittelbar
anwendbarem Gemeinschaftsrecht steht, ist verdrängt. Die Verdrängungswirkung des
Gemeinschaftsrechts hat zur Folge, dass die nationale Regelung in jener Gestalt an-
wendbar bleibt, in der sie nicht mehr im Widerspruch zum Gemeinschaftsrecht steht.
Nationales Recht bleibt insoweit unangewendet, als ein Verstoß gegen unmittelbar an-
wendbares Gemeinschaftsrecht gegeben ist. Die Verdrängung darf also bloß jenes Aus-
maß umfassen, das gerade noch hinreicht, um einen gemeinschaftsrechtskonformen
Zustand herbeizuführen. Dabei sind die gemeinschaftsrechtlichen Erfordernisse in das
nationale Gesetz „hineinzulesen“.

BVerfG 6.7.2010, 2 BvR 2661/06: Eine Ultra-vires-Kontrolle durch das Bundesverfas-
sungsgericht kommt nur in Betracht, wenn ein Kompetenzverstoß der europäischen Or-
gane hinreichend qualifiziert ist. Das setzt voraus, dass das kompetenzwidrige Handeln
der Unionsgewalt offensichtlich ist und der angegriffene Akt im Kompetenzgefüge zu
einer strukturell bedeutsamen Verschiebung zulasten der Mitgliedstaaten führt. Vor der
Annahme eines Ultra-vires-Akts ist dem Gerichtshof der Europäischen Union im Rah-
men eines Vorabentscheidungsverfahrens nach Art 267 AEUV die Gelegenheit zur Ver-
tragsauslegung sowie zur Entscheidung über die Gültigkeit und die Auslegung der frag-
lichen Handlungen zu geben, soweit er die aufgeworfenen Fragen noch nicht geklärt hat.
Zur Sicherung des verfassungsrechtlichen Vertrauensschutzes ist zu erwägen, in Kon-
stellationen der rückwirkenden Nichtanwendbarkeit eines Gesetzes infolge einer Ent-
scheidung des Gerichtshofs der Europäischen Union innerstaatlich eine Entschädigung
dafür zu gewähren, dass ein Betroffener auf die gesetzliche Regelung vertraut und in
diesem Vertrauen Dispositionen getroffen hat. Nicht jede Verletzung der unionsrecht-
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lichen Vorlagepflicht stellt einen Verstoß gegen Art 101 Abs 1 Satz 2 GG dar. Das Bun-
desverfassungsgericht beanstandet die Auslegung und Anwendung von Zuständigkeits-
normen nur, wenn sie bei verständiger Würdigung der das Grundgesetz bestimmenden
Gedanken nicht mehr verständlich erscheinen und offensichtlich unhaltbar sind. Dieser
Willkürmaßstab wird auch angelegt, wenn eine Verletzung von Art 267 Abs 3 AEUV in
Rede steht (Bestätigung von BVerfGE 82, 159 [194]).

EuGH 19.4.2016, C-441/14, DI: Das Unionsrecht ist dahin auszulegen, dass ein nationa-
les Gericht, das mit einem in den Geltungsbereich der Richtlinie 2000/78 fallenden
Rechtsstreit zwischen Privatpersonen befasst ist, die von ihm anzuwendenden Vorschrif-
ten seines nationalen Rechts so auslegen muss, dass sie im Einklang mit dieser Richtlinie
angewandt werden können, oder, falls eine solche richtlinienkonforme Auslegung un-
möglich ist, erforderlichenfalls alle Vorschriften des nationalen Rechts, die gegen das all-
gemeine Verbot der Diskriminierung wegen des Alters verstoßen, unangewendet lassen
muss. Weder die Grundsätze der Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes noch die
Möglichkeit für den Einzelnen, der glaubt, durch die Anwendung einer gegen das Uni-
onsrecht verstoßenden nationalen Vorschrift geschädigt worden zu sein, den betreffen-
den Mitgliedstaat wegen Verstoßes gegen das Unionsrecht haftbar zu machen, können
diese Verpflichtung in Frage stellen.

EuGH 11.11.2020, C-433/19, Ellmes: Nach ständiger Rechtsprechung stellt die in Art 4
der Verordnung Nr 1215/2012 vorgesehene Zuständigkeit der Gerichte des Mitglied-
staats, in dessen Hoheitsgebiet der Beklagte seinen Wohnsitz hat, die allgemeine Regel
dar und sieht diese Verordnung besondere oder ausschließliche Zuständigkeitsregeln
nur als Ausnahme von dieser Regel für abschließend aufgeführte Fälle vor, in denen eine
Person vor den Gerichten eines anderen Mitgliedstaats – je nach Lage des Falles – ver-
klagt werden kann oder muss. Art 24 der Verordnung Nr 1215/2012 sieht Regeln über
die ausschließliche Zuständigkeit vor, ua im Bereich der dinglichen Rechte an unbe-
weglichen Sachen, die als Ausnahme von dieser allgemeinen Regel eng auszulegen sind.
Was die in Art 24 Nr 1 der Verordnung Nr 1215/2012 geregelte ausschließliche Zustän-
digkeit der Gerichte des Mitgliedstaats, in dem die unbewegliche Sache belegen ist, be-
trifft, so ist der Ausdruck „welche dingliche Rechte an unbeweglichen Sachen … zum
Gegenstand haben“ autonom auszulegen, um seine einheitliche Anwendung in allen
Mitgliedstaaten zu gewährleisten. Diese ausschließliche Zuständigkeit umfasst nicht alle
Klagen, die dingliche Rechte an unbeweglichen Sachen zum Gegenstand haben, sondern
nur solche, die sowohl in den Anwendungsbereich der Verordnung Nr 1215/2012 fallen
als auch darauf gerichtet sind, zum einen den Umfang oder den Bestand einer unbeweg-
lichen Sache oder das Eigentum, den Besitz oder das Bestehen anderer dinglicher Rechte
an ihr zu bestimmen und zum anderen den Inhabern dieser Rechte den Schutz der mit
ihrer Rechtsstellung verbundenen Vorrechte zu. In diesem Zusammenhang hat der Ge-
richtshof ebenfalls entschieden, dass es für die Zuständigkeit des Gerichts des Mitglied-
staats, in dem die unbewegliche Sache belegen ist, nicht ausreicht, dass ein dingliches
Recht an einer unbeweglichen Sache von der Klage berührt wird oder dass die Klage in
einem Zusammenhang mit einer unbeweglichen Sache steht. Die Klage muss vielmehr
auf ein dingliches und nicht auf ein persönliches Recht an einer unbeweglichen Sache
gestützt sein.
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2.1.4. Artikel 5 – Subsidiaritätsprinzip
(1) Für die Abgrenzung der Zuständigkeiten der Union gilt der Grundsatz der begrenzten
Einzelermächtigung. Für die Ausübung der Zuständigkeiten der Union gelten die Grundsätze
der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit.
(2) Nach dem Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung wird die Union nur innerhalb der
Grenzen der Zuständigkeiten tätig, die die Mitgliedstaaten ihr in den Verträgen zur Verwirkli-
chung der darin niedergelegten Ziele übertragen haben. Alle der Union nicht in den Verträgen
übertragenen Zuständigkeiten verbleiben bei den Mitgliedstaaten.
(3) Nach dem Subsidiaritätsprinzip wird die Union in den Bereichen, die nicht in ihre aus-
schließliche Zuständigkeit fallen, nur tätig, sofern und soweit die Ziele der in Betracht gezoge-
nen Maßnahmen von den Mitgliedstaaten weder auf zentraler noch auf regionaler oder lokaler
Ebene ausreichend verwirklicht werden können, sondern vielmehr wegen ihres Umfangs oder
ihrer Wirkungen auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind.
Die Organe der Union wenden das Subsidiaritätsprinzip nach dem Protokoll über die Anwen-
dung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit an. Die nationalen Par-
lamente achten auf die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips nach dem in jenem Protokoll vor-
gesehenen Verfahren.
(4) Nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gehen die Maßnahmen der Union inhaltlich
wie formal nicht über das zur Erreichung der Ziele der Verträge erforderliche Maß hinaus.
Die Organe der Union wenden den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nach dem Protokoll
über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit an.

2.1.5. Artikel 6 – Grundrechte in der EU
(1) Die Union erkennt die Rechte, Freiheiten und Grundsätze an, die in der Charta der Grund-
rechte der Europäischen Union vom 7. Dezember 2000 in der am 12. Dezember 2007 in Straß-
burg angepassten Fassung niedergelegt sind; die Charta der Grundrechte und die Verträge
sind rechtlich gleichrangig.
Durch die Bestimmungen der Charta werden die in den Verträgen festgelegten Zuständigkei-
ten der Union in keiner Weise erweitert.
Die in der Charta niedergelegten Rechte, Freiheiten und Grundsätze werden gemäß den allge-
meinen Bestimmungen des Titels VII der Charta, der ihre Auslegung und Anwendung regelt,
und unter gebührender Berücksichtigung der in der Charta angeführten Erläuterungen, in de-
nen die Quellen dieser Bestimmungen angegeben sind, ausgelegt.
(2) Die Union tritt der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und
Grundfreiheiten bei. Dieser Beitritt ändert nicht die in den Verträgen festgelegten Zuständig-
keiten der Union.
(3) Die Grundrechte, wie sie in der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte
und Grundfreiheiten gewährleistet sind und wie sie sich aus den gemeinsamen Verfassungsüber-
lieferungen der Mitgliedstaaten ergeben, sind als allgemeine Grundsätze Teil des Unionsrechts.

Gutachten 2/13 des Gerichtshofs vom 18.12.2014 nach Art 218 Abs 11 AEUV

1. Der Gerichtshof der Europäischen Union wird von der Europäischen Kommission
um ein Gutachten zu folgender Frage ersucht:
„Ist der Entwurf des Vertrags über den Beitritt der Europäischen Union [zu der am
4. November 1950 in Rom unterzeichneten] Europäischen Konvention zum Schutz
der Menschenrechte und Grundfreiheiten [im Folgenden: EMRK] mit den Verträ-
gen vereinbar?“
…
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258. Im Licht aller vorstehenden Erwägungen ist festzustellen, dass die geplante Über-
einkunft in folgenden Punkten nicht mit Art 6 Abs 2 EUV und dem EU-Protokoll
Nr 8 vereinbar ist:
– Sie ist geeignet, die besonderen Merkmale und die Autonomie des Unionsrechts

zu beeinträchtigen, da sie nicht sicherstellt, dass Art 53 EMRK und Art 53 der
Charta aufeinander abgestimmt werden, keine Vorkehrungen enthält, um der
Gefahr einer Beeinträchtigung des Grundsatzes des gegenseitigen Vertrauens
zwischen den Mitgliedstaaten im Unionsrecht zu begegnen, und keine Regelung
des Verhältnisses zwischen dem durch das Protokoll Nr 16 geschaffenen
Mechanismus und dem in Art 267 AEUV vorgesehenen Vorabentscheidungs-
verfahren vorsieht.

– Sie ist geeignet, Art 344 AEUV zu beeinträchtigen, da sie die Möglichkeit nicht
ausschließt, den EGMR mit Rechtsstreitigkeiten zwischen den Mitgliedstaaten
oder zwischen ihnen und der Union zu befassen, die die Anwendung der EMRK
im materiellen Anwendungsbereich des Unionsrechts betreffen.

– Sie sieht keine Modalitäten des Mitbeschwerdegegner-Mechanismus und des
Verfahrens der Vorabbefassung des Gerichtshofs vor, die gewährleisten, dass
die besonderen Merkmale der Union und des Unionsrechts erhalten bleiben.

– Sie verstößt gegen die besonderen Merkmale des Unionsrechts in Bezug auf die
gerichtliche Kontrolle der Handlungen, Aktionen oder Unterlassungen der
Union im Bereich der GASP, da sie die gerichtliche Kontrolle einiger dieser
Handlungen, Aktionen oder Unterlassungen ausschließlich einem unionsexter-
nen Organ anvertraut.

Folglich äußert sich der Gerichtshof (Plenum) gutachtlich wie folgt:

Die Übereinkunft über den Beitritt der Europäischen Union zur Europäischen Kon-
vention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten ist nicht mit Art 6 Abs 2
EUV und dem Protokoll (Nr 8) zu Artikel 6 Absatz 2 des Vertrags über die Europäische
Union über den Beitritt der Union zur Europäischen Konvention zum Schutz der
Menschenrechte und Grundfreiheiten vereinbar (ECLI: EU: C: 2014: 2454).

EuGH 13.12.1979, C-44/79, Hauer: Die Grundrechte gehören zu den allgemeinen
Rechtsgrundsätzen, die der Gerichtshof zu wahren hat. Bei der Gewährleistung dieser
Rechte hat der Gerichtshof von den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mit-
gliedstaaten auszugehen, so dass in der Gemeinschaft keine Maßnahmen als rechtens
anerkannt werden können, die unvereinbar sind mit den von den Verfassungen in
diesen Staaten geschützten Grundrechten. Auch die internationalen Verträge über den
Schutz der Menschenrechte, an deren Abschluss die Mitgliedstaaten beteiligt waren
oder denen sie beigetreten sind, könnten Hinweise geben, die im Rahmen des Gemein-
schaftsrechts zu berücksichtigen sind.

EuGH 12.6.2003, C-112/00, Schmidberger: Die Grundrechte gehören nach ständiger
Rechtsprechung zu den allgemeinen Rechtsgrundsätzen, deren Wahrung der Gerichtshof
zu sichern hat. Dabei lässt sich der Gerichtshof von den gemeinsamen Verfassungstradi-
tionen der Mitgliedstaaten sowie von den Hinweisen leiten, die die völkerrechtlichen
Verträge über den Schutz der Menschenrechte geben, an deren Abschluss die Mitglied-
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staaten beteiligt waren oder denen sie beigetreten sind. Hierbei kommt der MRK beson-
dere Bedeutung zu.

OGH 20.12.2011, 10 Ob S 142/11x: Nach Art 6 Abs 1 EUV werden durch die Bestim-
mungen der Charta der Grundrechte der Europäischen Union „die in den Verträgen
festgelegten Zuständigkeiten der Union“ in keiner Weise erweitert. Auch in Art 51 der
Charta wird nochmals ausdrücklich festgelegt, dass die Charta für die Organe, Einrich-
tungen und sonstigen Stellen der Union unter Wahrung des Subsidaritätsprinzips und
für die Mitgliedstaaten ausschließlich bei der Durchführung der Rechts der Union gilt.
Sie dehnt den Geltungsbereich des Unionsrechts nicht über die Zuständigkeiten der
Union hinaus aus und begründet weder neue Zuständigkeiten noch neue Aufgaben für
die Union, noch ändert sie die in den Verträgen festgelegten Zuständigkeiten und Auf-
gaben. Für die Geltung der EU-Grundrechte-Charta bedarf es eines Bezugs zum Uni-
onsrecht. Die Mitgliedstaaten sollen somit durch die Charta „ausschließlich bei der
Durchführung des Rechts der Union“ gebunden sein (Art 51 Abs 1). Staatliche Akte sol-
len daher nur im Anwendungsbereich des Gemeinschaftsrechts an den Grundsätzen der
EU-Charta zu prüfen sein. Durch die Bestimmungen der Charta werden die in den Ver-
trägen festgelegten Zuständigkeiten der Union in keiner Weise erweitert.

VfGH 14.3.2012, U 466/11 ua: Die Grundrechte-Charta (Teil des Vertrags von Lissabon)
ist auf Grund ausdrücklicher Anordnung des Art 6 Abs 1 EUV mit den Verträgen recht-
lich gleichrangig und daher Teil des Primärrechts der Europäischen Union; gem Art 51
Grundrechte-Charta (im Folgenden auch: GRC) unmittelbare Anwendbarkeit für
die Mitgliedstaaten bei der Durchführung des Rechts der Union. Das Unionsrecht ge-
bietet, dass Rechte, die von unmittelbar anwendbarem Unionsrecht garantiert werden,
in einem Verfahren durchsetzbar sein müssen, das für vergleichbare Rechte besteht, die
aus der Rechtsordnung der Mitgliedstaaten stammen (vgl die im Erkenntnis wieder-
gegebene Rechtsprechung des EuGH zum sog Gleichwertigkeits- bzw Äquivalenzgrund-
satz). Die Grundrechte-Charta verbürgt für den Bereich der Anwendung europäi-
schen Rechts Rechte, wie sie die österreichische Verfassungsordnung in gleicher
Weise als verfassungsgesetzlich gewährleistete Rechte garantiert. Art 47 Abs 2 GRC
ist bei der Auslegung auch des verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechts auf effekti-
ven gerichtlichen Rechtsschutz (als Ausfluss des Gebots unionsrechtskonformer Aus-
legung und zur Verhinderung von Situationen der Inländerdiskriminierung) zu berück-
sichtigen. Umgekehrt hat die Auslegung des Art 47 Abs 2 GRC die Verfassungsüberlie-
ferungen der Mitgliedstaaten und damit die mitgliedstaatlichen Ausprägungen des
Rechtsstaatsgebots zu berücksichtigen.

EuGH 26.2.2013, C-617/10, Franson: Das Unionsrecht regelt nicht das Verhältnis zwi-
schen der am 4. November 1950 in Rom unterzeichneten Europäischen Konvention
zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten und den Rechtsordnungen der
Mitgliedstaaten und bestimmt auch nicht, welche Konsequenzen ein nationales Gericht
aus einem Widerspruch zwischen den durch diese Konvention gewährleisteten Rechten
und einer nationalen Rechtsvorschrift zu ziehen hat. Das Unionsrecht steht einer Ge-
richtspraxis entgegen, die die Verpflichtung des nationalen Gerichts, Vorschriften, die
gegen ein durch die Charta der Grundrechte der Europäischen Union garantiertes
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Grundrecht verstoßen, unangewendet zu lassen, davon abhängig macht, dass sich dieser
Verstoß klar aus den betreffenden Rechtsvorschriften oder der entsprechenden Recht-
sprechung ergibt, da sie dem nationalen Gericht die Befugnis abspricht – gegebenenfalls
in Zusammenarbeit mit dem Gerichtshof der Europäischen Union – die Vereinbarkeit
dieser Bestimmung mit der Charta umfassend zu beurteilen.

VwGH 27.7.2016, Ra 2016/06/0003: Zu den Ausführungen betreffend eine vermeintli-
che Beschränkung der europarechtlichen Grundfreiheiten (Kapitalverkehrsfreiheit, Nie-
derlassungsfreiheit und allgemeines Diskriminierungsverbot) ist zunächst darauf hinzu-
weisen, dass rein interne Konstellationen als Binnensachverhalte eines Mitgliedstaates
einen von der Anwendung der Grundfreiheiten des AEUV ausgenommenen Bereich dar-
stellen. Da der Schutzbereich der Grundfreiheiten nur bei Auslandsbezug des Sachver-
haltes eröffnet ist (vgl die Ausführungen bei Walter Frenz, aaO, Rz 284, sowie das hg Er-
kenntnis vom 29. Jänner 2002, Zl 2001/05/0908), ein solcher im gegenständlichen Fall
aber nicht erkennbar ist, zeigen die revisionswerbenden Parteien mit ihrer Argumenta-
tion betreffend die europarechtlichen Grundfreiheiten keine Rechtsfrage auf, die im ge-
genständlichen Verfahren entscheidungsrelevant sein könnte. Auf die Ausführungen zu
einer allfälligen Unionsrechtswidrigkeit des § 16 Abs 1 zweiter Satz RPG (sowohl idF vor
als auch nach dem LGBl Nr 22/2015) war fallbezogen daher nicht einzugehen.

2.1.6. Artikel 9 – Gleichheitsgrundsatz
Die Union achtet in ihrem gesamten Handeln den Grundsatz der Gleichheit ihrer Bürgerin-
nen und Bürger, denen ein gleiches Maß an Aufmerksamkeit seitens der Organe, Einrichtun-
gen und sonstigen Stellen der Union zuteil wird. Unionsbürger ist, wer die Staatsangehörigkeit
eines Mitgliedstaats besitzt. Die Unionsbürgerschaft tritt zur nationalen Staatsangehörigkeit
hinzu, ersetzt sie aber nicht.

2.1.7. Artikel 19 – Gerichtshof der Europäischen Union
(1) Der Gerichtshof der Europäischen Union umfasst den Gerichtshof, das Gericht und Fach-
gerichte. Er sichert die Wahrung des Rechts bei der Auslegung und Anwendung der Ver-
träge.
Die Mitgliedstaaten schaffen die erforderlichen Rechtsbehelfe, damit ein wirksamer Rechts-
schutz in den vom Unionsrecht erfassten Bereichen gewährleistet ist.
(2) Der Gerichtshof besteht aus einem Richter je Mitgliedstaat. Er wird von Generalanwälten
unterstützt.
Das Gericht besteht aus mindestens einem Richter je Mitgliedstaat.
Als Richter und Generalanwälte des Gerichtshofs und als Richter des Gerichts sind Persönlich-
keiten auszuwählen, die jede Gewähr für Unabhängigkeit bieten und die Voraussetzungen der
Artikel 253 und 254 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union erfüllen. Sie
werden von den Regierungen der Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen für eine
Amtszeit von sechs Jahren ernannt. Die Wiederernennung ausscheidender Richter und Gene-
ralanwälte ist zulässig.
(3) Der Gerichtshof der Europäischen Union entscheidet nach Maßgabe der Verträge
a) über Klagen eines Mitgliedstaats, eines Organs oder natürlicher oder juristischer Personen;
b) im Wege der Vorabentscheidung auf Antrag der einzelstaatlichen Gerichte über die Aus-

legung des Unionsrechts oder über die Gültigkeit der Handlungen der Organe;
c) in allen anderen in den Verträgen vorgesehenen Fällen.
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